Gefeß- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


2 ̃ ͤ— — . —ů —ů = 7» 
Juhalt: Geſetz, betreffend die Ergänzung der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 
und der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, S. 99. — Geſetz, betreffend die 
Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes und die Betheiligung des Staates an dem Bau von Privat⸗ 
eiſenbahnen und von Kleinbahnen ſowie an der Errichtung von landwirthſchaftlichen Getreidelager- 
häuſern, S. 100. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 

Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 104. 


(Nr. 9827.) Geſetz, betreffend die Ergänzung der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen 
vom 19. März 1856 und der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856. Vom 20. Mai 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen de. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die in den 98.19 bis 21 der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen 
vom 19. März 1856 (Geſetz-Samml. S. 237) und in den §§. 18 bis 20 der 
Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Geſetz⸗-Samml. 
S. 406) enthaltenen Zeitbeſtimmungen können durch ſtatutariſche Anordnung 
abgeändert werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Prökelwitz, den 20. Mai 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. 


Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1896. 


„5 


(Nr. 9828.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes und die Betheiligung 
des Staates an dem Bau von Privateiſenbahnen und von Kleinbahnen 
ſowie an der Errichtung von landwirthſchaftlichen Getreidelagerhäuſern. 
Vom 3. Juni 1896. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
er 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
J. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und zur Beſchaffung der für 
dieſelben erforderlichen Betriebsmittel, und zwar: 
a) zum Bau einer Eiſenbahn: 
1) von Löwenhagen nach Gerdauen die Summe von 4534000 Mark, 
2) von Schönſee nach Strasburg i. Weſtpr. die 


„656 8 3555 000 
3) von Berent nach Carthaus die Summe von ... 2680000 - 
4) von Konitz nach Lippuſch die Summe von 4110 000 
5) von Bütow nach Leba die Summe von ...... 7144 000 
6) von Jellowa nach Kreuzburg i. Oberſchl. die 

CCC ee 1318000 


7) von Koberwitz nach Heidersdorf die Summe von 1510000 - 
8) von Britz nach Fürſtenberg i. Meckl. die Summe 


I Re RE ²˙.. ̃ 4534000 » 
9) von Frankenhauſen a. Kyffhäuſer nach Sonders⸗ 

bauen die Stimme von 1435000 - 
10) von Soltau nach Buchholz die Summe von... 2851000 
11) von Sulingen nach Baſſum die Summe von. 1200 000 


12) von Paderborn nach Brackwede die Summe von 2840 000 . 
13) von Corbach nach Frankenberg in Heſſen-Naſſau 

die DIEB bonn 8 3285000 „ 
14) von Weidenhauſen nach Herborn die Summe von 3630 000 5 
15) von Friedrichsdorf nach Friedberg i. Heſſen die 

Hanne d 1162 000 
16) von Wipperfürth nach Marienheide die Summe von 1485 000 


Seite .... 47 273 000 Mark, 


se 


Uebertrag. ... 47273 000 Mark, 
17) von Simmern einerſeits nach Kirchberg i. Hunsrück, 
andererſeits nach Caſtellaun die Summe von... 2027000 - 
18) von Kreuzau nach Heimbach die Summe von. 19552000 - 
b) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln: 
die tf 8 6651000 - 


zuſammen ... 57 503 000 Mark, 


II. zur Betheiligung des Staates an dem Bau 
einer Eiſenbahn: 
a) von Stralſund nach Tribſees durch Ueber- 
nahme von Aktien die Summe vonn 268 000 Mark, 
b) von Oldenburg i. Holſtein nach Heiligen⸗ 
hafen durch Uebernahme von Aktien die 


Sine vo nralmiind, - and) 550 000 
III. zur Förderung des Baues von Kleinbahnen die 
e ee Befiie nentaunde Pens 8000000 „ 
IV. zur Errichtung von landwirthſchaftlichen Ge 
treidelagerhäufern die Summe von 3000 000 


insgeſammt .... 69 321000 Mark 
zu verwenden. 


Ueber die Verwendung der Fonds zu III und IV wird dem Landtage 
alljährlich Rechenſchaft abgelegt werden. i N 

Mit der Ausführung der vorſtehend unter Nr. I Lit. a aufgeführten Eiſen⸗ 
bahnen iſt erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 


A. Der geſammte zum Bau der unter 1 bis 18 bezeichneten Eiſenbahnen 
und deren Nebenanlagen nach Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten oder im Enteignungsverfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche 
Grund und Boden iſt der Staatsregierung in dem Umfange, in welchem derſelbe 
nach den landesgeſetzlichen Beſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt, un⸗ 
entgeltlich und laſtenfrei — der dauernd erforderliche zum Eigenthum, der vor⸗ 
übergehend erforderliche zur Benutzung für die Zeit des Bedürfniſſes — zu über⸗ 
weiſen, oder die Erſtattung der ſämmtlichen ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung 
im Wege der freien Vereinbarung oder Enteignung aufzuwendenden Koſten, 
einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für Wirthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige 
Nachtheile, in rechtsgültiger Form zu übernehmen und ſicherzuſtellen. 5 
n Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unentgelt⸗ 
liche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen erforder⸗ 
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lichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer im 
öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigenthums auf 
Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 

Von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 
(Lit. A Abſ. 1 und 2) iſt, ſoweit die vorbezeichneten Eiſenbahnlinien auf Preußiſchem 
Gebiete auszuführen ſind, Abſtand zu nehmen, wenn von den Betheiligten in den 
mit ihnen wegen Ausführung der Linien abzuschließenden Verträgen die Leiſtung 
einer unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Pauſchſumme in der nachſtehend für die 
einzelnen Bahnen angegebenen Höhe übernommen wird, und zwar: 


bei Nr. 1 Löwenhagen —Gerdauen) vorn 616 000 Mark, 
„ 2 Schönſee Strasburg) von. 333 000 „ 
„ 3 (Berent—Carthaus) von 95 000 
4 oönitz Lippuſchh “? 135 000 
„ 5 (Bütow Lebaſ bon 444 000 

. 6 (Jellowa — Kreuzburg) vonn 114000 - 
„ = 7 (Roberwiß — Heidersdorf) vnn 294000 „ 
„ 8 Britz Fürſtenberg) vonn. 771000 - 
„ 10 Soltau Buchholz) va: ß 11300 - 
11 Sulingen Baſſum) voen 174000 
„ 12 (Paderborn Brackwede) von 398000 = 
„ 13 (Corbach Frankenberg) von. .........-: 309000 „ 
„ 14 (Weidenhauſen — Herborn) voeoee nn 559 000 
„15 (Friedrichsdorf Friedberg) von 7000 „ 
„ 16 (Wipperfürth — Marienheide) von .......- 210000 - 
217 (Simmern- LER, von 150000 = 

Celan 
„18 (Kreuzau — Heimbach) vorn 60000 - 


B. Zu den Grunderwerbskoſten für die unter I Lit. a 17 und 18 be 
nannten Eiſenbahnen ſoll für den Fall, daß der erforderliche Grund und Boden 
von den Betheiligten in natura hergegeben wird, ſtaatsſeitig ein Zuſchuß gewährt 
werden, und zwar: 

a) bei Nr. 17 Simmern — Cafe Donn u 167.000 Mark, 

b) bei Nr. 18 (Kreuzau — Heimbach) voeon 115000 - 


C. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit dies 
die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, ſeitens der daran betheiligten Intereſſenten 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und 
Betriebes der Eiſenbahnen zu geſtatten. 

D. Für die unter I Lit. a Nr. 9 benannte, durchweg in außerpreußiſchem 
Staatsgebiet belegene Eiſenbahn und die unter Nr. 15 benannte, zum Theil in 
außerpreußiſchem Staatsgebiet belegene Eiſenbahn muß außerdem von den DBe- 
theiligten — für letztere jedoch nur für die außerhalb Preußens belegene Theil⸗ 


WE — 


ſtrecke — zu den Baukoſten ein unverzinslicher, nicht rückzahlbarer Zuſchuß ge⸗ 
leiſtet werden, und zwar zum Betrage: 
a) bei Nr. 9 (Frankenhauſen —Sondershauſen) von... 150 000 Mark, 
p) bei Nr. 15 (Friedrichsdorf — Friedberg) von. 315600 „ 


§. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im $. 1 
unter Nr. 1 und II vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen u. ſ. w. 
erforderlichen Mittel von 58 321000 Mark 
1) die nach §. 10 von den Betheiligten zu leiſtenden Zuſchüſſe zu den 
Baukoſten der Eiſenbahnen unter I Lit. a 9 und 15 im Betrage von 
zuſammmE mm teen 465 600,06 Mark, 
2) die verfügbaren Reſtbeſtände der Aktivfonds des 
vormaligen Rheiniſchen und Berlin - Potsdam — 
Magdeburger Eiſenbahnunternehmens im Betrage 
von mindeſtenn ssw. 35218450 
3) die Beſtände des Reſerve- und Erneuerungsfonds 
der auf den Staat übergegangenen Stargard — 
Poſener Eiſenbahn im Betrage von mindeſtens . 3457 736,55 + 


zuſammen ... . 7445 182,5 Mark 
zu verwenden. 
Für den alsdann noch zu deckenden Reſtbetrag im §. 1 Nr. I und II 
von höchſtens f 
50 875 817 Mark 55 Pf., ſowie zur Deckung der für die im 
F. 1 unter Nr. III und IV vorgeſehene Förderung des Baues von 
Kleinbahnen und Errichtung von landwirthſchaftlichen Getreidelager⸗ 
häuſern erforderlichen Mittel im Betrage von 11000 000 Mark 

ſind Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

Wird von den Betheiligten von der ihnen im $. 1 unter A Abſatz 3 ein⸗ 
geräumten Befugniß Gebrauch gemacht, ſo erhöht ſich die von der Staats⸗ 
regierung nach F. 1 Nr. Ia für den Bau der betreffenden Eiſenbahn zu ver⸗ 
wendende Summe, ſowie die Geſammtſumme des F. 1 um die im $. 1 unter 
A Abſatz 3 bei den einzelnen Linien angegebenen Beträge, wogegen die von den 
Betheiligten hiernach zu zahlenden Pauſchſummen den vorſtehenden Deckungs⸗ 
mitteln hinzutreten. 


8. 3. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
ne verausgabt werden ſollen (§. 2), beſtimmt der Finanz 
miniſter. 

(Nr. 9828) 
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Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (Geſetz- Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


5 §. 4. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 unter Nr. I be⸗ 
zeichneten Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf 
zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile und auf die un⸗ 
beweglichen inſoweit nicht, als dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich ſind. 

Ebenſo iſt zur Veräußerung der nach §. 1 Nr. Ha und b für den Staat 
zu erwerbenden Aktien und der daſelbſk bezeichneten Eiſenbahnen oder zur Ver⸗ 
einigung derſelben mit anderen Eiſenbahnunternehmungen die Genehmigung beider 
Häuſer des Landtages erforderlich. 


8.5. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 3. Juni 1896. 


(L. S) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. 
Thielen. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Frhr. v. d. Recke. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchriſt des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſeh⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. September 1894, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Rechts an die Frankfurter Lokalbahnaktiengeſellſchaft zu Frank⸗ 
furt a. M. zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des für den 
Bau der Kleinbahn von Oberurſel nach Hohe-Mark im Obertaunuskreiſe 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Wiesbaden, Jahrgang 1896 Nr. 20 S. 161, 
ausgegeben am 15. Mai 1896; 


— MD 


2) das am 23. März 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Zielitzer 
Deichverband im Kreiſe Wolmirſtedt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Magdeburg Nr. 16 S. 147, ausgegeben am 18. April 1896, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Februar 1896, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrages zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ und 
Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts, durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 13 
S. 131, ausgegeben am 27. März 1896, 

der Königl. Regierung zu Frankfurt Nr. 12 S. 79, ausgegeben am 
25. März 1896, 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 13 S. 75, ausgegeben am 
27. März 1896, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 18 S. 139, ausgegeben 
am 30. April 1896, 

der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 14 S. 79, ausgegeben am 
2. April 1896, 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 12 S. 109, ausgegeben 
am 21. März 1896, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 12 S. 59, ausgegeben am 
21. März 1896, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1896, durch welchen der Landgemeinde 
Trebnitz im Kreiſe Weißenfels das Recht verliehen worden iſt, zur Aus⸗ 
führung der geplanten Waſſerleitung das Grundeigenthum, durch welches 
die Röhrenleitung von den Quellen in den Gemarkungen Prieſen und 
Hollſteitz durch die Gemarkung Oberſchwöditz nach der Gemarkung Trebnitz 
gelegt werden ſoll, mit einer dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 19 S. 153, 
ausgegeben am 9. Mai 1896; a 


der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Teltow für die 
von ihm gebaute Kreischauſſee von der Adlergeſtell⸗Chauſſee bis zur 
Schönefeld⸗Bohnsdorfer Chauffee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 20 S. 223, ausgegeben am 
15. Mai 1896; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ꝛc. an den Kreis Frankenſtein bezüglich der für die 
neuerbaute Kreischauſſee von der Frankenſtein⸗Strehlener Kreischauſſee 
nach Tadelwitz erforderlichen, im Kreiſe Frankenſtein belegenen Grundſtücke, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 20 S. 196, 
ausgegeben am 16. Mai 18967 | 
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7) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Oels für die von ihm 
gebaute Chauſſee von Vielguth nach Schmollen zum Anſchluß an die 
von dort nach Groß-Ellguth führende Chauſſee unter Zurückziehung der 
dem Kreiſe durch den Allerhöchſten Erlaß vom 26. Auguſt 1891 für den 
geplanten Bau einer Chauſſee von Groß⸗Ellguth nach Vielguth ver— 
liehene Rechte, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Nr. 21 S. 203, ausgegeben am 23. Mai 1896; 

8) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bonn zur Entziehung und 

zur dauernden Beſchränkung der zur Anlage der erforderlichen Rampen 
für den von ihr beſchloſſenen Bau einer feſten Straßenbrücke über den 

Rhein zwiſchen Bonn und Beuel nebſt den erforderlichen Nebenanlagen 

und Zugängen an der rechten Rheinſeite in Anſpruch zu nehmenden 

Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln 

Nr. 20 S. 169, ausgegeben am 13. Mai 1896, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an den Kreis Bergheim zur Entziehung und zur 

dauernden Beſchränkung des Eigenthums an den zum Bau und Betrieb 
einer Kleinbahn von Moedrath nach Bedburg mit Abzweigung von 

Zieverich nach Elsdorf erforderlichen Grundſtücken, durch das Amtsblatt 

der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 20 S. 169, ausgegeben am 

13. Mai 1896; 

10) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. April 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Eiſenbahn-Bau- und Betriebs-Geſellſchaft 
Vering und Wächter zu Hannover zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn vom Bahn⸗ 
hofe Voldagſen der Eiſenbahn Elze Hameln nach Duingen in Anſpruch 
zu nehmenden Grundeigenthums, durch die Amtsblätter 

für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 20 S. 107, ausgegeben 
am 8. Mai 1896, 

der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 20 S. 163, ausgegeben 
am 15. Mai 1896, 

11) das Allerhöchſte Privilegium vom 25. April 1896 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Entwäſſerungsgenoſſenſchaft 
der Ilmenau Niederung im Betrage von 500 000 Mark, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 21 S. 163, aus⸗ 
gegeben am 22. Mai 1896. 


eo) 
— 


Rebigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


